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Die Friedenspflicht
bei der AUgemeinverbindlicherklärung.

Von Dr. Manfred Meyer.

Wir möchten diesem Artikel, der die Frage der Friedenspflicht

von der rein theoretischen Seite aus behandelt (was dem
heutigen Stand des Problems nahezu angemessen ist), einleitend
beifügen, dass, nach unserer Ansicht, die Verknüpfung der Allge-
meinverbindlich-Erklärung mit einer absoluten Friedenspflicht
hauptsächlich aus jenen Gründen abgelehnt worden ist, die schon
in den bis jetzt bekannten Urteilen für das Bundesgericht
massgebend waren für die Ablehnung der absoluten Friedenspflicht,
falls diese nicht ausdrücklich von den Parteien vereinbart ist.

Wenn man als der Friedenspflicht unterworfen nicht nur die
Vertragskontrahenten betrachtet, sondern alle Beteiligten, d. h. alle
einzelnen Arbeiter und Arbeitgeber, so mussten zunächst die
Wirkungen dieser Friedenspflicht etwas konkreter umschrieben werden.

Nachdem Kampfhandlungen eines einzelnen Arbeiters gegen
vertragliche Bestimmungen eigentlich nicht denkbar sind, sollte
man sagen, in was die Friedenspflicht eines einzelnen Arbeiters
besteht. Soll es ihm z. B. verwehrt sein, eine Stelle zu kündigen,
um eine andere anzutreten, in der er einen Lohn beziehen kann,
der über dem allgemeinverbindlich erklärten Tariflohn liegt?

Die Redaktion.

I.
Nach der Regelung des Bundesbeschlusses vom 23. Juni 1943

ist die Allgemeinverbindlicherklärung (AVE.) nicht auf
Gesamtarbeitsverträge beschränkt, sondern es ist auch möglich, « ähnliche
Abmachungen» allgemeinverbindlich zu erklären: Der diesbezügliche

Artikel lautet: « Vereinbarungen zwischen Verbänden der
Arbeitgeber und Arbeitnehmer über Fragen des Arbeitsverhältnisses
(Gesamtarbeitsverträge und ähnliche Abmachungen) können nach
Massgabe der nachstehenden Vorschriften allgemeinverbindlich
erklärt werden.» Neben Lohnzulagen hat man dabei, wie aus der
parlamentarischen Gesetzesberatung hervorgeht, auch an solche
Vereinbarungen gedacht wie den Friedensvertrag der schweizerischen

Maschinenindustrie. Man wollte mit der weiteren Fassung von
Artikel 1 die Möglichkeit schaffen, dass auch derartige
Vereinbarungen, bei denen die formellen Voraussetzungen des
Gesamtarbeitsvertrages nicht erfüllt sind, weil sie keinen normativen Teil
enthalten, trotzdem allgemeinverbindlich erklärt werden könnten.

Während nun aber für Lohn- und Teuerungszulagen ziemlich
häufig von der AVE. Gebrauch gemacht wurde, ist keine einzige
Friedensbestimmung allgemeinverbindlich erklärt worden. Auch die
Vereinbarung der Maschinenindustrie vom 19. Juni 1937, welche die
absolute Friedenspflicht für die Vertragsparteien vorsieht, wurde
erneuert, ohne dass von der AVE. Gebrauch gemacht worden wäre.
Neben der sich daraus ergebenden Feststellung, dass mit der
verbandlichen Durchorganisation eines Gewerbes oder einer Industrie
298



die Notwendigkeit der AVE. A—^^WUntersuchung interess eren, ob die M^^f^Vornahme jeder

bietet) überhaupt besteht.

Dem anscheinend ^^f^ltln^n^e LÄ
nämlich die Bertünm^T«« Art^lSjW^ Frie.
Gültigkeitsdauer der AVE. den Beteüigen ™ erklärten Be-
denspflicht (die sieh auf die aUgemeinverbm

t ^ ^Stimmungen beschrankt aulerlegt uer
verbtadUche_l__ärung

«Während der Gültigkeitsdaner der^lgemeinvern
besteht für die Beteiligten Fned«^*™ des Gesamtarbeits-
allgemeinverbindlich erkürten BesUmm^ungen des^

G ^^ffiSSt^tSTS^^ -fern solche schon e,

^twTmt-Iahre 194! bei de,: Entetehung -^J-Jj.^
erfolgten Verlängerung .^^^^^ZsX^ ^steUt
ren im Parlament Antrage auf die »»«>«*? *

relativen Friedens-

kn^hÄFwÄÄraSÄ-i. em,

fUnd™eTelatTveWFriedenspflicht des Artikels 15 schUesst nun aber

die BÄ LamtaS.eitevertrages-^- ^ch^Ab-
machung, welche die ^^Gründen De^Bündesbeschluss gilt,
aus, und zwar aus folgenden Gründeni. liei-° Dringlich-
und dies besonders nachdem bei seiner *rneue™ng^ |

ää^&_kwird den Parteien bei jeder AVE. an*°™U*ferlaiang diese Frie-
Pflicht auferlegt. Sie können ^o tech Vergärung d

^
dienspflicht unmöglich.

III.
Das Problem wird nnn allerdings dadurch etwa^ karierter,

dass jedem p^^r^^^™ ctsa^arbeitever.

SÄÄSSTeSt^eS fich die Frage, ob diese



schuldrechtliche Friedenspflicht etwa durch die öffentlich-rechtliche
Friedenspflicht der AVE. verdrängt werde. Dies ist nicht der

Fall. Die Friedenspflicht des Gesamtarbeitsvertrages lässt sich nämlich

zufolge des obligationenrechtlichen Grundsatzes des Vertragsverbotes

zulasten Dritter nur als Pflicht der vertragschliessenden
Verbände denken. Die Verbandsmitglieder werden also von ihr
nicht getroffen; ihre Bindung ist verbandsintern, besteht nur dem
Verbände gegenüber.

Die Friedenspflicht des Artikels 15 dagegen ist öffentlich-rechtlich.
Der Artikel schafft für Verbandsmitglieder wie für Aussenseiter

bei jeder AVE. eine neue und für beide gleichartige Pflicht.
Insbesondere bei den Nichtmitgliedern, welche auch nach der AVE.
keinem Verbände gegenüber gebunden sind, wird deutlich, dass
Artikel 15 keine Ausdehnung und Umwandlung einer bestehenden
schuldrechtlichen Friedenspflicht sein kann. Vollends klar wird die
selbständige Entstehung der Friedenspflicht des Artikels 15 aber
bei der AVE. von Abmachungen, die weder eine ausdrückliche
noch — da sie keine vollständige Gesamtarbeitsverträge darstellen
— eine stillschweigende Friedenspflicht enthalten.

Daraus ergibt sich dreierlei: Einmal bleiben, da keine
Umwandlung stattfindet, die schuldrechtlichen Pflichten der
Verbandsmitglieder bestehen. Des weiteren folgt daraus ein Nebeneinanderbestehen

von Friedenspflichten verschiedener Rechtsqualität. Für
alle Beteiligten gilt zuvörderst mit der AVE. die öffentlich-rechtliche

relative Friedenspflicht, für die Verbandsmitglieder der Ge-
samtarbeitsvertragsparteien bleibt die schon erwähnte
verbandsrechtliche Verpflichtung, und schliesslich bleiben die Verbände
selbst durch den Gesamtarbeitsvertrag schuldrechtlich gebunden.

IV.
Endlich ergibt sich aus dem Gesagten, dass die Friedenspflicht

der AVE. nicht den Umweg über die Verbände nimmt, sondern
direkt die Arbeitsvertragsparteien, d. h. die Personen, also die
einzelnen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, erfasst. Wenn Artikel 15 im
ersten Satz für die « Beteiligten » eine Friedenspflicht statuiert, um
dann im zweiten Satz den « Parteien » die Anwendung von Kampfmitteln

zu verbieten, sind jedesmal die Parteien des Arbeitsvertrages,

Verbandsmitglieder wie Nichtmitglieder, gemeint.
Damit kommen wir zur prinzipiellen Unterscheidung, dass die

Friedenspflicht des Gesamtarbeitsvertrages nur die Verbände bindet,

dass aber u 3 Friedenspflicht der AVE. direkt alle beteiligten
Personen erfasst, welche der AVE. unterworfen sind.

V.
Die Verletzung der Friedenspflicht hat zweierlei Sanktionen

zur Folge. Zunächst sollen bei Nichteinhaltung der sich aus der
AVE. ergebenden Verpflichtungen, womit die Friedenspflicht
eingeschlossen ist, nach Artikel 17 die zivilrechtlichen Vorschriften
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über die Nichterfüllung von Verbindlichkeiten zur Anwendung

kommen. Daneben aber findet sich die spezielle Strafbestimmung

des Artikels 23, welche auch für die Verletzung der Friedenspflicht

Bussen bis zur Höhe von 2000 Franken vorsieht. Dazu traten noch

die Konventionalstrafen nach Vereinbarung.
Streikbeteiligung könnte demnach zum Verfall der Vertragsstrafe,

überdies zur Büssnng naeh Bündesbeschluss und schliesslich

unter Umständen zu Entlassungen führen. Stunde der Streik mit

Bestimmungen der AVE. in Zusammenhang, konnten sich die

streikenden anch nicht darauf berufen, dass nur der Verband verpfheh-

tet wurde, oder dass von diesem ein Zwang ausgeübt worden sei —

weil sie eben mit der AVE. selbst durch öffentlich-rechtliche

Friedenspflicht gebunden sind. So könnte sich für den einzelnen

Arbeitnehmer, dessen Arbeitsniederlegung an sich z.B. wegen nur

kurzer Daner kein Entlassungsgrund bildete weil seine Arbeite-

kampfhandlung die relative aber direkte Friedenspflicht verletzt,

diese zwingende Bestimmung sehr ungünstig auswirken.

In dieser nnmittelbaren Wirkung der «relativen* Friedens-

nflicht der AVE. liegt deshalb ein Moment, welches gewissermassen

das Resultat der Unmöglichkeit einer AVE. der absoluten Friedens-

pflicht neutralisiert.

Der Schutz der jugendlichen und weiblichen

Arbeitnehmer im öffentlichen Recht

des Bundes und des Kantons Zürich.
Von Dr. G. Leu,

Vorsteher des Industrie- und Gewerbeamtes des Kantons Zürich.

Vorbemerkung.

In vielen kriegführenden oder von fremder Macht besetzten

Ländern werden heute die Jugendlichen und die Frauen im Interesse

der Produktion zu Arbeiten herangezogen, die früher nur vom

Manne bewältigt wurden. Je länger der Krieg dauert um so

unerbittlicher werden auch die Jugendlichen beiderlei Geschlechts

und nicht zuletzt auch die Frauen in den sich rasend steigernden

Arbeitsprozess eingegliedert. Verschlimmert wird dieser Zustand

durch die schlechter und spärlicher werdende Ernährung, die

schwere Arbeit, die stark verlängerte Arbeitszeit, die gleichzeitig

mannigfache Verwendung in Hilfsdiensten, die gewaltige seelische

Belastung durch den Krieg und seine tausendfältigen niederdruckenden

Folgen, wie Verlust von Familie, Heimstätte, Hab und Gut, der

Freiheit und aller anderen Individualrechte. Alle Errungenschaften

zum Schutze der Familie, der Frau und Mutter, der heranwach-
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